
553 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VIII. GP. 

Bericht 
des Handelsausschusses 

über die Regierungsvorlage (540 der Bei­
lagen): Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Schweizerischen Eid­
genossenschaft über den grenzüberschreiten­
den, Verkehr mit Motorfahrzeugen auf 

öffentlichen Straßen. 

Auf dem Gebiete des grenzüberschreitenden 
Straßenverkehrs besteht das "übereinkommen 
zwischen österreich und der Schweiz, betreffend 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen einschließlich 
der der allgemeinen Benützung zugänglichen Be­
triebe zur gemeinsamen Personenbeförderung" 
vom 21. November 1936. Dieses Abkommen 
wurde im Jahre 1949 im Einvernehmen der 
beiden Vertragsstaaten als weiter anwendbar 
erklärt. 

1m Juli 1957 wurden zwischen den zuständigen 
österreichischen und schweizerischen Regierungs­
stellen in Bern Verhandlungen mit dem Ziele 
aufgenommen, dieses. übereinkommen im Hin­
blick auf die geänderten Verhältnisse des moder­
nen Straßenverkehrs sowie die geänderte innere 
Rechtslage in beiden Vertragsländern durch ein 
neu e s Abkommen zu ersetzen. 

Diese Verhandlungen wurden in der Zeit vom 
3. bis 5. Juli 1958 in Wien fortgesetzt und abge­
schlossen. Sie führten zur Ausarbeitung und 
Paraphierung eines "Abkommens zwischen der 
Republik österreich und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über den grenzüberschreiten­
den Verkehr mit Motorfahrzeugen auf öffent­
lichen Straßen", welches das erwähnte überein­
kommen vom 21. November 1936 ersetzen soll. 

Die Verhandlungen sind nach dem Grundsatz 
geführt worden, die freiheitliche Tendenz des 
noch geltenden österreichisch-schweizerischen 
übereinkommens vom 21. November 1936, 
kundgemacht im Bundesgesetzblatt Nr. 284/1937, 
beizubehalten und auch den im Pariser über­
einkommen vom 24. April 1926, betreffend den 
Verkehr von Kraftfahrzeugen, kundgemacht im 

Bundesgesetzblatt Nr. 304/1930, enthaltenen 
Grundsätzen Rechnung zu tragen. 

Der Anwendungsbereich des vorliegenden Ab­
kommens bezieht sich auf den grenzüberschrei­
tenden Per s 0 n e n- und G ü t .e r verkehr mit 
Kraftfahrzeugen auf der Straße zwischen öster­
reich und der Schweiz. 

• 0 

Das Schwergewicht des Abkommens liegt in 
der Regelung des g ewe r b 1 ich e n Straßen­
verkehrs. Hinsichtlich der nicht gewerbsmäßigen 
Beförderung von Personen auf der Straße be­
schränkt sich das Abkommen auf Bestimmungen 
über Führerscheine, Fahrzeugausweise (Zulas­
sungsscheine), Versicherung und Abgaben. 

Im übrigen wird auf die ausführlichen Er­
läuternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage 
hingewiesen. 

Im Art. 14 Abs. 1 wh'd festgestellt, daß das 
vorliegende Abkommen das im Bundesgesetzblatt 
Nr. 284/1937 kundgemachte "übereinkommen 
zwischen österreich und der Schweiz, betreffend 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen einschließlich 
der der allgemeinen Benützung zugänglichen Be­
triebe zur gemeinsamen Personenbeförderung" 
vom 21. November 1936, dem Gesetzeskraft zu­
lomnit, ersetzt. Da diese Bestimmung gesetz­
ändernd ist, bedarf das vorliegende Abkommen 
zur Erlangung der innerstaatlichen Rechtswirk­
samkeit gemäß Art. 50 B.-VG. in der Fassung 
von 1929 der Genehmigung des Nationalrates. 

Der Handelsausschuß hat in seiner Sitzung am 
21. November 1958 die Regierungsvorlage in 
Verhandlung gezogen. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstätter die Abgeordneten Kr i p p n er, 
Dr. Mi g s eh und Staatssekretär W e i k h art. 

Im Zusammenhang mit der Ber;tung dieser 
Regierungsvorlage hat der Handelsausschuß an 
das Präsidium des Nationalrates das Ersuchen· 
gerichtet, den parlamentarischen Vertretern 
österreiclts beim Europarat nahezulegen, ein ein­
heitliches europäisches Abkommen über den 
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grenzüberschreitenden Verkehr mit Kraftfahi-...: 
zeugen auf öffentlichen Straßen anzuregen. 

Der Handelsausschuß . stellt somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle 

Ferner wurde ein im Zuge der Beratung von 
den Abgeordneten Kr i p p n e r, Dr.M i g s eh 
und Genossen gestellter E n t s chi i e ß u n g s­
a n t rag, der dem Bericht beigedruckt ist, ein­
stimmig angenommen. 

Schließlich wurde einstimmig beschlossen, dem 
Hause die Genehmigung des Abkommens. zu 
empfehlen. 

Dr. Kranzlmayr 
Berichter%tatter 

1. dem vorliegenden Abkommen (540 der Bei­
lagen) die verfassungsmäßige Genehmigung er­
teilen, 

2. die bei g e d r u c k teE n t s chi i eß u n g . j. 
annehmen. 

Wien, am.21. November 1958. 

Kostroun 
Obmannstellvertreter 

). 

Entschließung. 

Das Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau möge im Einvernehmen mit den 
zuständigen Behörden prüfen, ob und inwieweit 
die im § 69 Abs. 1 Kraftfahrgesetz 1955 ent­
haltene Verpflichtung zur Führung des inter­
nationalen Kennzeichens bei der Einreise aus­
ländischer Kraftfahrzeuge durchgesetzt werden 
kann. Die Führung dieses Kennzeichens erleich­
tert bei Unfällen die Feststellung der Identität 
und wäre aus diesen Gründen notwendig: 
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